
10 Ökologisches Wirtschaften 3-4/2003

S c h w e r p u n k t G e t e i l t e  V e r a n t w o r t u n g  i m  V e r b r a u c h e r s c h u t z

I� Von Ulla Simshäuser 
n die deutsche Verbraucherpolitik ist Bewe-
gung gekommen. Zwei wichtige Meilensteine 

sind das vor gut zwei Jahren institutionalisierte 
Bundesministerium für Verbraucherschutz, Er-
nährung und Landwirtschaft (BMVEL) und die 
Veröffentlichung des Verbraucherpolitischen Ak-
tionsplans im Mai diesen Jahres. Bereits Ende 
2002 konstituierte sich der wissenschaftliche Bei-
rat des Ministeriums und im April 2003 hat er der 
Ministerin sein Diskussionspapier zur Verbrau-
cher- und Ernährungspolitik überreicht. So wich-
tig politische Schwerpunkte und Orientierungen 
sind, so ist trotzdem klar, dass angesichts abneh-
mender nationalstaatlicher Steuerungskapazitäten 
und zunehmender Pluralisierung von wirtschafts-
relevanten Akteuren und Lebensstilen ein wirk-
samer Verbraucherschutz in der praktischen Um-
setzung auf die Kooperation und geteilte 
Verantwortungsnahme einer Vielzahl von gesell-
schaftlichen Interessensgruppen angewiesen ist. 
Dem entspricht, dass neue Politiken für die Praxis 
nicht verordnet, sondern nur ausgehandelt wer-
den können 
Das Prinzip der Vorsorge und Verantwortung für 
Verbraucherschutz spielt auf nationaler wie euro-
päischer Ebene eine große Rolle. Die folgenden 
Beiträge fragen, welche Akteure im Sinne einer 
geteilten Verantwortung zum Handeln aufgerufen 
sind. Sie präsentieren Positionen zentraler Ak-
teure sowie Chancen und Grenzen von Risiko-
kommunikation und Verbraucherinformation 
durch Unternehmen. Sie werden durch konzepti-
onelle Überlegungen ergänzt, die Verbraucherpo-
litik in den Kontext von Gesundheits- und Sozial-
politik sowie Geschlechtergerechtigkeit stellen. 

 Die Beiträge im Einzelnen
Lucia Reisch gibt zunächst einen ersten Über-
blick über die ersten Schritte des BMVEL hin zu 
einem „New Deal“ des Verbraucherschutzes. Sie 
skizziert Politikelemente auf nationaler, europä-
ischer und globaler Ebene, die Vorsorge zum 
Schutz des Verbrauchers nicht nur als gesundheit-
liche Risikovorsorge, sondern als „Zukunftsvor-
sorge im Sinne einer, sozial, ökologisch und öko-

nomisch nachhaltigen Gesellschaftsentwicklung 
und einer beide Marktseiten fördernden Standort-
politik“ begreifen. 
Ein hohes Schutzniveau von Verbrauchern stär-
ken, so Matthias Berninger, liegt im zentralen 
Verantwortungsbereich des Staates. Dies wird ins-
besondere durch ein hohes Maß an Markttrans-
parenz durch Produktinformation gefördert, die 
Nachhaltigkeit des Konsums durch das Instrument 
des nachhaltigen Warenkorbs. Ob und in wieweit 
nicht nur staatliche sondern auch private Ak-
teuren glaubwürdig Verbraucherinformationen 
weitergeben können oder ob hier nicht „der Bock 
zum Gärtner“ gemacht wird, fragen sich Ulf 
Schrader, Ingo Schönheit und Ursula Hansen. 
Die Bereitstellung detaillierter Produktinformati-
on durch Unternehmen ist vergleichsweise ko-
stengünstig möglich, in bestimmten Bereichen 
kann die Arbeit von Behörden zum Beispiel durch 
Warnhinweise aktiv unterstützt werden und für 
das Unternehmen können Wettbewerbsvorteile 
bei bestimmten Verbrauchergruppen entstehen. 
Andererseits stellt sich die Frage der Glaubwür-
digkeit und der Motive der zur Verfügung gestell-
ten Informationen. Es wird daher immer Bereiche 
geben, so ihr Fazit, in denen staatliche Eingriffe 
zur Informationsregelung unerlässlich sind. 
Nachhaltiger Konsum ist nur möglich, wenn Ver-
braucherInnen über die entsprechenden Implika-
tionen beim Kauf informiert werden. Durch eine 
verschleiernde Preispolitik können sie, so die im-
plizite Aussage des Beitrags von Thilo Bode, den 
Markt gar nicht über ihr Konsumverhalten ratio-
nal steuern. Preise, wie der von Fleisch, müssen 
die tatsächlichen Kosten widerspiegeln. Solange 
keine Markttransparenz über tatsächliche Kosten 
existiert, werden VerbraucherInnen letztlich un-
wissend und unmündig gehalten und können 
nicht nachhaltig konsumieren.
Der Verbraucherresonanz auf Umweltzeichen geht 
Dirk Scheer nach. Ergebnisse einer international 
vergleichenden Erhebung des Instituts für ökolo-
gische Wirtschaftsforschung (IÖW) haben gezeigt, 
dass VerbraucherInnen nur eine begrenzte Zahl 
von Umweltkennzeichen kennen und die Pro-
duktkennzeichnung auch von vielen Unternehmen 

als nicht attraktiv empfunden wird. Dieser „Desil-
lusionierung“ stehen aber neuerliche Anreize auf 
europäischer Ebene durch die Entwicklung einer 
integrierten Produktpolitik entgegen. 
Verbraucherinformation und Produktkennzeichen 
gehören zum klassischen Repertoire des Verbrau-
cherschutzes und gelten als Voraussetzung dafür, 
dass VerbraucherInnen sich rational, mündig und 
kompetent verhalten können. Der Beitrag von 
Irmgard Schultz weist indes darauf hin, dass 
Männer und Frauen ganz unterschiedliche  
Zugänge zu Information haben und dass ver
braucherpolitische Instrumente und Politiken 
unterschiedlich auf die soziale Stellung der Ge
schlechter wirken. Verbraucherpolitische Maß-
nahmen müssen deshalb immer hinsichtlich ihrer 
Auswirkungen auf Geschlechtergerechtigkeit ge-
prüft und bereits bei der Planung einem Gender 
Mainstreaming unterzogen werden. Dabei müs-
sen drei Elemente immer geprüft werden: Einflüs-
se auf die geschlechtsspezifische Arbeitsteilung, 
ihre Wirkungen auf die gesellschaftliche Organi-
sation von Intimität (zum Beispiel Gesundheit und 
Reproduktion) und auf die unterschiedliche Ge-
staltungsmacht von Männern und Frauen. 
Nicht nur Gender, auch Armut muss bei der Frage 
der Verantwortung für Verbraucherschutz zum 
Thema werden. Der Beitrag von Frank Waskow, 
Regine Rehaag und Eva Barlösius weist auf die 
zunehmende Ernährungsarmut unter Verbrauche-
rInnen und die völlig unzureichende Datenlage für 
die Entwicklung zielgruppenspezifischer Präventi-
onsmaßnahmen hin. Ulla Simshäuser diskutiert 
schließlich für den gesundheitsbezogenen Verbrau-
cherschutz die Notwendigkeit, angesichts der ge-
sellschaftlichen Herausforderungen einerseits und 
steigender Gesundheitsausgaben andererseits, den 
gesundheitsbezogenen Verbraucherschutz um die 
Dimension der Gesundheitsförderung und die Stär-
kung der gesundheitlichen Kompetenz von Ver-
braucherInnen zu erweitern.

Einführung in das Schwerpunktthema

Geteilte Verantwortung  
im Verbraucherschutz
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